
Pfl egefi nanzierung: Weichen 
müssten jetzt gestellt werden
Demografi e Die Finanzie-
rung der Alterspflege bereitet 
nicht nur Gesellschaftsminis-
ter Mauro Pedrazzini Kopf-
zerbrechen, eine Reform wird 
auch von Erbprinz Alois als 
wichtig erachtet, wie er in sei-
ner Rede zum Staatsfeiertag 
deutlich machte. 

VON DORIS QUADERER

Die Finanzierung der Alterspflege 
läuft in Liechtenstein über verschie-
dene Kanäle. Land, Gemeinden und 
Krankenkassen tragen einen Teil da-
zu bei. Daher ist es sehr schwierig zu 
beziffern, wie hoch die Kosten sind 

und wie stark sie pro Jahr ansteigen. 
Geschätzt werden die Kosten auf 
jährlich rund 40 Millionen Franken. 
Und diese Kosten werden steigen – 
ein Blick auf die Bevölkerungsszena-
rien der kommenden Jahre macht 
dies mehr als nur deutlich (Grafik S. 
5). Die Frage ist, wer diese Kosten 
künftig noch stemmen kann. 
Schliesslich nimmt der Anteil der äl-
teren Menschen in unserer Gesell-
schaft stetig zu. In Deutschland bei-
spielsweise wurde daher in den 
1990er-Jahren eine gesetzliche sozia-
le Pf legeversicherung eingeführt, 
welche quasi die fünfte Säule der So-
zialversicherungen darstellt. Diese 
Pflegeversicherung wird im Umlage-
verfahren, also ähnlich wie unsere 
AHV finanziert – und zwar durch Be-
träge der Versicherten und der Ar-

beitgeber zu je 50 Prozent. Der Staat 
beteiligt sich nicht. Für kinderlose 
Versicherte ist der Beitragssatz etwas 
höher als für Personen mit Kindern. 

Modell wie bei Pensionskasse 
Auch Gesellschaftsminister Mauro 
Pedrazzini hat bereits laut über die 
Einführung einer Art von Pflegever-
sicherung nachgedacht. «Der Bedarf 
wird stark wachsen und wir müssen 
uns überlegen, wie wir das adressie-
ren, damit das nicht nur einseitig zu-
lasten der kommenden Generationen 
geht», sagte Pedrazzini am Staatsfei-
ertag nach der Rede des Erbprinzen. 
Daher würde er ein Modell priorisie-
ren, welches zumindest teilweise 
über ein Ansparverfahren funktio-
niert, so ähnlich wie eine Pensions-
kasse also. Sprich, jeder müsste im 

Laufe des Arbeitslebens ein obligato-
risches Alterskapital ansparen, wel-
ches dann im Pflegefall für alle Leis-
tungen einsetzbar wäre – also für 
Pflege oder Betreuung zu Hause oder 
in einem Heim. Die Stiftung Zukunft.
li hat sich in den letzten Monaten ein-
gehend mit dem Thema befasst und 
wird kommende Woche ein entspre-
chendes Finanzierungsmodell prä-
sentieren. Ob ein solches System je-
doch politisch durchsetzbar ist, wird 
sich weisen. Schliesslich hätte eine 
solche Regelung zur Folge, dass die 
Lohnabzüge noch höher würden. 
Und diese werden so bereits im Jahr 
2018 empfindlich steigen. Denn dann 
wird die im vergangenen Jahr be-
schlossen Revision des Gesetzes über 
die betriebliche Personalvorsorge 
wirksam.  Seite 5
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«In zwanzig Jahren haben wir 
drei Mal so viele über 80-Jährige»
Interview Kommende Woche wird die Stiftung Zukunft.li die Ergebnisse einer Studie mit dem Titel: «Finanzierung der 
Alterspflege – Handlungsbedarf und Lösungsansätze» veröffentlichen. Man darf gespannt sein: Denn ein Blick auf die Bevöl-
kerungsszenarien zeigt, dass die Politik jetzt handeln muss. Auch wenn das Thema ein politisch heisses Eisen ist. 

VON DORIS QUADERER

«Volksblatt»: Der Politik ist der de-
mografische Wandel sehr wohl be-
wusst, Reformen sind jedoch poli-
tisch schwierig durchsetzbar. Soll 
Ihre Studie dem Thema etwas Schub 
verleihen?  
Thomas Lorenz: Uns ist es wichtig, 
aufzuzeigen, dass die demografi-
schen Veränderungen für die Finan-
zierung der Betreuung und Pflege 
von alten Menschen zu einer gros-
sen Herausforderung für die kom-
menden Generationen werden. Mit 
diesem Fokus auf die Finanzierungs-
frage haben wir untersucht, welche 
Kosten in den verschiedenen Betreu-
ungs- und Pflegeformen entstehen, 
wer diese finanziert und wie sie sich 
unter bestimmten Voraussetzungen 
in den nächsten Jahren entwickeln 
könnten.

Ist die Finanzierung das ausschliess-
liche Thema oder werden auch an-
dere Themen angesprochen?
Wir haben auch andere Felder ange-
sprochen oder gestreift wie zum Bei-
spiel einen Vergleich der demografi-
schen Entwicklung mit den Nach-
barländern Schweiz und Österreich, 
alternative Wohnformen oder auch 
den Bereich der Care-Migration.

Haben die Nachbarländer uns etwas 
voraus – sprich, gibt es Ansätze, wel-
che wir adaptieren könnten? 
Es gibt verschiedene Ansätze in der 
Finanzierung von Alterspf legekos-

ten. Die einen Staa-
ten setzten stär-
ker auf steuerfi-
nanzierte Syste-
me, andere ken-
nen Pflegeversi-

cherungen, wieder andere kombi-
nieren die beiden Ansätze. Wir wid-
men diesen verschiedenen Ansätzen 
in der Studie ebenfalls ein Kapitel. 
Unser konkreter Vorschlag wird in 
den Nachbarländern jedoch bis an-
hin nicht angewendet.

Wie lange hat die Politik noch Zeit, 
sich auf neue Lösungen einzustel-
len? 
Der richtige Schub kommt dann, 
wenn die sehr grossen Babyboomer-
Jahrgänge der 1960er-Jahre ins Alter 
kommen. Grundsätzlich ist es ja po-
sitiv, dass wir immer älter werden. 
Dadurch wird aber der Anteil von 
hochaltrigen Menschen in der Bevöl-
kerung grundsätzlich erhöht. In 
zwanzig Jahren wird sich die Zahl 
der 80-Jährigen verdreifacht haben. 
Daher müssen wir uns heute überle-

gen, wie wir diese Kosten, die un-
weigerlich auf die Gemeinschaft zu-
kommen werden, decken können.
 
Ihre letzte Studie hat sich ja mit 
dem Thema Zuwanderung beschäf-
tigt – könnte man den demografi-
schen Wandel nicht abfedern, wenn 
man die Grenzen weiter öffnet und 
mehr junge Leute einwandern las-
sen würde? 
Nun, wir haben mit der Studie «Knack-
nuss Wachstum und Zuwanderung» 
versucht aufzuzeigen, dass der Preis 
für die Anwendung der vollen Perso-
nenfreizügigkeit für Liechtenstein aus 
den verschiedensten Gründen sehr 
hoch wäre. Auch können sie in einem 
solchen Fall die Altersstruktur der Zu-
wanderung nicht beeinflussen.

Und wie sieht nun die Lösung der Fi-
nanzierungsfrage aus?
Wir werden am 25. August konkret 
einen Vorschlag zur Diskussion stel-
len, mit dem nach unserer Meinung 
die Finanzierungslast der zukünfti-
gen Generationen zumindest gemil-

dert werden kann und der die Eigen-
verantwortung im Rahmen der fi-
nanziellen Möglichkeiten des Einzel-
nen stärkt.

Eigenverantwortung ist ein Reiz-
wort, welches bereits bei der Re-
form des Krankenversicherungsge-
setzes für heftige Debatten gesorgt 
hat. Denken Sie, wird die Politik Ih-
re Vorschläge aufnehmen? 
Der Vorteil von Zukunft.li ist es ja, 
Vorschläge aus einer gänzlich neut-
ralen und objektiven Sichtweise ein-
zubringen. In diesem Sinne hoffen 
wir natürlich, dass diese erstens auf-
genommen und zweitens auch kont-
rovers diskutiert werden. Wie schon 
gesagt, muss jede Lösung die finan-
ziellen Möglichkeiten der Einzelnen 
adäquat berücksichtigen. Die ange-
sprochene zunehmende Herausfor-
derung in der Finanzierung von Be-
treuung und Pflege im Alter muss 
von der Politik unseres Erachtens in 
jedem Fall gelöst werden. Und dazu 
möchten wir einen konstruktiven 
Beitrag leisten.

Der Anteil der über 80-Jährigen wird in den nächsten Jahrzehnten stark ansteigen.  

Thomas Lorenz, Geschäftsführer Stif-
tung Zukunft.li: «Der richtige Schub 
kommt dann, wenn die Babyboomer-
Jahrgänge der 1960er-Jahre ins Alter 
kommen.» (Foto: Nils Vollmar) 

Quelle: Amt für Statistik: 
Bevölkerungsszenarien für 
Liechtenstein («Trend»). 
Zeitraum 2015–2050
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